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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung 

— Drucksache 1798 — 


A. Bericht des Abgeordneten Odenthal 


I. Allgemeines 

Der von der Fraktion der FDP eingebrachte Ge- 
setzentwurf wurde in der 123. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 1. Juli 1960 dem Ausschuß für 
Arbeit (federführend) und dem Haushaltsausschuß 
als Finanzvorlage nach § 96 Abs. 3 der Geschäfts- 
ordnung des Deutschen Bundestages überwiesen. 
Der Ausschuß für Arbeit hat in seinen Sitzungen 
am 21. September 1960, 11. und 26. Januar 1961 den 
Gesetzentwurf beraten und in seinen Sitzungen am 
11. und 26. Januar 1961 den Herrn Präsidenten der 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und yVrbeits- 
losenversicherung und Vertreter der Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerorganisationen als Sachverstän- 
dige gehört. 

Der ßlaushaltsausschuß hat sich am 8. Februar 
1961 mit der Vorlage befaßt. 

Das .Problem einer Beitragssenkung in der Ar- 
beitslosenversicherung kann nach der Auffassung 
des Ausschusses nur im Gesamtzusammenhang der 
von der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung zu erfüllenden Aufgaben 
und des von ihr zu tragenden Risikos gesehen wer- 
den. Neben der Entwicklung der Einnahmen und 
Ausgaben muß geprüft werden, ob und in welcher 
Höhe die Bundesanstalt Rücklagen bilden muß, um 
die Rechtsansprüche der Versicherten auf die Lei- 
stungen der Bundesanstalt auch in Zeiten zu sichern, 
in denen die Beitragseinnahmen zur vollen Deckung 
der notwendigen Ausgaben vorübergehend nicht 
ausreichen. Der Ausschuß hat zu diesen Fragen 
die Sachverständigen eingehend gehört und um- 
fangreiches Material beigezogen, das von der Bun- 
desregierung und dem Verwaltungsrat der Bundes- 


anstalt über die bisherige Entwicklung des Beitrags- 
einzuges, des Vermögens und der Rücklagen der 
Bundesanstalt, der Liquidität der Rücklagen, des 
voraussichtlichen zukünftigen Mittelbedarfs und der 
zweckmäßigen Höhe der Rücklagen zur Verfügung 
gestellt wurde. 

Der Ausschuß war einheitlich der Meinung, daß 
in der Frage einer Veränderung des Beitrages zur 
Arbeitslosenversicherung keine übereilte Regelung 
angebracht ist. Bereits anläßlich der Verabschiedung 
der „großen Novelle" zum AVAVG vom 23. De- 
zember 1956 hat der Ausschuß in seinem Zweiten 
Schriftlichen Bericht — Drucksache 2714 der 2. Wahl- 
periode, S. 24 — folgende grundsätzliche Ausfüh- 
rungen gemacht: 

„ln keinem Zweig sozialer Leistungen besteht 
auch nur annähernd eine so starke Abhängigkeit 
des Beitragsaufkommens und der Ausgaben von 
der jeweiligen Wirtschafts- und Beschäftigungs- 
lage, wie in der Arbeitslosenversicherung. . . . 
Selbst eine nur vorübergehende Verschlechterung 
der Beschäftigungslage . . . kann bereits außer- 
gewöhnliche finanzielle Auswirkungen haben. 
Der Gesetzgeber wird sehr darauf bedacht sein 
müssen, die zukünftige Entwicklung ständig im 
Auge zu behalten und erheblichen Schwankungen 
im Wirtschafts- und Arbeitsleben kurzfristig und 
rechtzeitig durch Neufestsetzung des Beitragssat- 
zes zu entsprechen." 

Infolge der günstigen Entwicklung der Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarktlage und des dadurch be- 
dingten erheblichen Wachsens der Rücklage in den 
Hauhaltsjahren 1959 und 1960 erscheint es geboten, 
ein weiteres erhebliches Steigen der Rücklage da- 
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durch zu vermeiden, daß eine Möglichkeit geschaf- 
fen wird, verhältnismäßig rasch den Beitrag vor- 
übergehend niedriger als 2 v. H des Entgelts fest- 
zusetzen. Die Entwicklung der Einnahmen und Aus- 
gaben sowie der Rücklagen der Bundesanstalt zeigt 
folgendes Bild (vgl. Arbeits- und Sozialstatistische 
Mitteilung des BMA, Nr. 8/1960 S. 308, und frühere). 

Einnahmen und Ausgaben 


alle Beträge in 1000 DM) 


Rech- 

Einnahmen 

Ausgaben 

nungs- 
j ahr 

insgesamt 

DM 

davon 

Beiträge 

DM 

insgesamt 

DM 

davon Lei- 
stungen •) 
DM 

1952 

1 585 857 

1 497 329 

1 397 070 

1 103 847 

1953 

1 855 257 

1 715 273 

1 647 939 

1 138 835 

1954 

1 998 525 

1 853 072 

1 504 541 

1 156 080 

1955 

1 806 395 

1 617 423 

1 406 452 

1 045 400 

1956 

1 842 882 

1 619 522 

1 340 357 

966 052 

1957 

1 569 427 

1 335 495 

1 607 489 

1 231 408 

1958 

1 706 286 

1 452 470 

1 747 083 

1 324 259 

1959 

1 883 815 

1 614 670 

1 248 824 

864 949 


*) Arbeilsloscngold, Kurzarbeiter- und Schlechtwettci- 
geld, Wcrtschaffcndc Arbeitslosenhilfe, Förderung der 
Arbeitsaufnahme (dagegen ohne die Dienstleistungen 
in Arbeitsvermittlung und Berufsberatung) 

Entwicklung der Rücklagen 

(Beträge in 1000 DM) 


Höhe Ende Rechnungsjahr 1952 rd. 1 367 Mio. DM 


aus 

Uberschuß 

Rechnungsjahr 

1953 

zugeführt 

rd. 

322 

Mio 

DM 

aus 

Uberschuß 

Rechnungsjahr 

1954 

zu geführt 

rd. 

433 

Mio 

DM 

aus 

Uberschuß 

Rechnungsjahr 

1955 

zugeführt 

rd. 

459 

Mio 

DM 

aus 

Uberschuß 

Rechnungsjahr 

1956 

zu geführt 

rd. 

515 

Mio 

DM 

für Fehlbetrag 

Rechnungsjahr 

1957 

entnommen 

rd. 

38 

Mio 

DM 

aus 

Uberschuß 

Rechnungsjahr 

1958 

zu geführt 

rd. 

47 

Mio 

DM 

aus 

Uberschuß 

Rechnungsjahr 

1959 

zugeführt 

rd. 

646 

Mio 

DM 






rd. 

3 751 

Mio 

DM. 


Der Ausschuß war einheitlich der Auffassung, daß 
die Rücklage, die auf Grund der im Rechnungsjahr 
1960 (April bis Dezember 1960) angehaltenen gün- 
stigen Entwicklung auf über 4,5 Mrd DM ansteigen 
wird, einerseits nicht mehr wesentlich weiter stei- 
gen, andererseits aber in Zeiten günstiger Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarktlage nicht zur Deckung 
der laufenden Ausgaben herangezogen werden 
sollte; vielmehr solle sie dazu dienen, bei rück- 
läufiger Beschäftigungslage für längere Zeit die 
dann rasch anwachsenden Mehrausgaben unter Ver- 
meidung einer baldigen Beitragserhöhung aufzufan- 
gen. 
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Der Ausschuß war weiter übereinstimmend 
der Auffassung, daß der insoweit z. Z. bestehenden 
Situation nicht durch gesetzliche Änderung des Bei- 
tragssatzes Rechnung getragen werden solle; viel- 
mehr sei es richtig, einerseits den im Gesetz (§ 164 
Abs. 1 AVAVG) festgesetzten Beitragssatz von 
2 V. H. des Arbeitsentgeltes grundsätzlich unver- 
ändert zu lassen, andererseits durch Erteilung einer 
Ermächtigung die Möglichkeit zu geben, verhält- 
nismäßig kurzfristig die Erhebung des Beitrages 
zeitweise ganz oder zum Teil auszusetzen, um bis 
auf weiteres das Gleichgewicht zwischen Einnahmen 
und Ausgaben nach Möglichkeit herzustellen. Eine 
Minderheit trat ferner dafür ein, eine entsprechende 
Ermächtigung dem Verwaltungsrat der Bundes- 
anstalt zu übertragen. Die überwiegende Mehrheit 
dagegen sprach sich dafür aus, der Bundesregierung 
die Ermächtigung zu geben, eine solche Aussetzung j 
der Beitragserhebung durch Rechtsverordnung nach ; 
Maßgabe der Finanzlage der Bundesanstalt anzu- ' 
ordnen, da in der wichtigen Frage des Beitrages | 
zur Durchführung der Aufgaben der Bundesanstalt j 
die parlamentarische Kontrolle nur bei Erteilung i 
der Ermächtigung an die Bundesregierung gewähr- 
leistet bleibe. j 

Der Ausschuß folgte im übrigen der Auffassung ! 
der Bundesregierung, daß die Finanzlage der Bun- 
desanstalt nicht allein von der Zahl der Arbeits- 
losen abhängig sei, auf welcher Annahme die Fas- 
sung des Artikels 1 des Gesetzentwurfs beruhe,- 
vielmehr werde die Finanzlage der Bundesanstalt | 
von einer Vielzahl von Faktoren beeinflußt (auf ^ 
der Einnahmenseite z. B. von der Zahl der Beitrags- 
zahler, der Höhe der Arbeitsentgelte, der Höchst- 
grenze der Beitragsbemessung und dem Beitrags- I 
satz; auf der Ausgabenseite von der Zahl der Ar- 
beitslosen, der Höhe der zuletzt gezahlten Arbeits- 
entgelte, der Höhe der Tabellensätze des Arbeits- 
losengeldes, der durchschnittlichen Dauer der Ar- 
beitslosigkeit u. a.); diese Faktoren seien im Laufe ; 
der letzten Jahre vielfachem Wandel unterworfen 
gewesen. Es kann daher eine zeitweise Aussetzung ; 
oder Senkung des Beitragssatzes nur von der ' 
Finanzlage der Bundesanstalt und deren voraus- 
sichtlichen Entwicklung abhängig gemacht werden, 
wobei z. Z. das Ziel der Erreichung eines Gleichge- 
wichts zwischen Einnahmen und Ausgaben ohne 
Inanspruchnahme der Rücklage bei Ausübung der 
Ermächtigung im Vordergrund stehen muß, jeden- | 
falls solange die sehr günstige Wirtschafts- und Ar- ! 
beitsmarktlage anhält. 

Eine Erhöhung des Beitragssatzes über den Satz 
von 2 v. H. gemäß § 164 Abs. 1 AVAVG hinaus 
liegt nicht im Rahmen der Ermächtigung,- insoweit 
bleibt es bei der alleinigen Entscheidung des Ge- 
setzgebers. 

Eine Minderheit regte an, die Ermächtigung der 
Bundesregierung dahin zu beschränken, daß eine 


Beitragssenkung nur im Rahmen zwischen 2 und 
1,5 V. H. zulässig sei. Die Mehrheit war demgegen- 
über der Auffassung, daß die vorstehend dargelegte 
Zielsetzung eine solche Beschränkung nicht erlaube. 

Ein Antrag, die Ermächtigung so einzuschränken, 
daß eine zeitweise völlige Aussetzung des Beitra- 
ges nicht zulässig sein solle, sondern nur eine zeit- 
weise Senkung, fand gleichfalls keine Unterstüt- 
zung der Mehrheit; diese war der Auffassung, daß 
die Frage, ob der Beitrag zeitweise ganz oder zum 
Teil ausgesetzt werde, von der Bundesregierung 
nach Zweckmäßigkeit geprüft und entschieden wer- 
den solle. 


II. Die Vorschriften im einzelnen 

Nachstehend wird auf die Vorschriften des Ent- 
wurfs nur insoweit eingegangen, als sie durch den 
Ausschuß geändert worden sind. 

Zu Überschrift und Einleitung 

Die Überschrift ist an die Überschriften der be- 
reits verabschiedeten Novellen zum AVAVG ange- 
paßt. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß das Gesetz 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, weil 
es keinen Gegenstand der Gesetzgebung berührt, 
für den die Zustimmung des Bundesrates erforder- 
lich ist. 

Zu Artikel 1 

Zur Ergänzung des § 164 Abs. 1 AVAVG vgl. die 
Ausführungen unter I. 

Die Änderung des § 209 Abs. 1 AVAVG ist erfor- 
derlich, weil nach Auffassung des Ausschusses nicht 
nur die in § 164 Abs. 2 Nr. 3, sondern auch die 
nunmehr in § 164 Abs. 1 vorgesehene Rechtsver- 
ordnung der Zustimmung des Bundesrates nicht 
bedarf, weil weder finanzielle noch Verwaltungs- 
interessen der Länder durch sie berührt würden. 


III. Finanzielle Auswirkungen 

Das Gesetz hat keine unmittelbaren finanziellen 
Auswirkungen auf den Haushalt der Bundesanstalt; 
solche entstehen erst durch eine von der Bundes- 
regierung zu erlassende Rechtsverordnung. Der 
Haushalt des Bundes wird weder durch das Gesetz 
noch durch eine Rechtsverordnung der Bundes- 
regierung nach Maßgabe der erteilten Ermächtigung 
berührt. Der Haushaltsausschuß hat entsprechend 
seinem Bericht vom 8. Februar 1961 — Drucksache 
2489 — gegen den Gesetzentwurf keine Bedenken 
erhoben. 


Bonn, den 11. Februar 1961 


Odenthal 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1798 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung mit der Überschrift „Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung (Viertes 
Änderungsgesetz zum AVAVG)'" anzunehmen. 


Bonn, den 11. Februar 1961 


Der Ausschuß für Arbeit 


Scheppmann 

Vorsitzender 


Odenthal 

Berichterstatter 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2488 


Zusammenstellung 

des von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 
— Drucksache 1 798 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Ar t i k e 1 1 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung in der Fassung vom 3. April 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt geändert durch 
das Zweite Änderungsgesetz zum AVAVG vom 
7. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 705]., wird 
wie folgt ergänzt: 

In § 164 Abs. 1 wird angefügt: 

„Der Beitrag wird nur in Höhe von 1,5 vom Hun- 
dert erhoben. Der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung kann durch Rechtsverordnung die 
Erhebung des vollen Beitrages anordnen, wenn die 
Zahl der Arbeitslosen in dem der Anordnung vor- 
ausgegangenen Kalendervierteljahr größer war als 
in dem entsprechenden Zeitraum des Jahres 1957. 
Er hat die Erhebung des Beitrages über den Satz von 
1,5 vom Hundert hinaus aufzuheben, wenn die Zahl 
der Arbeitslosen in zwei aufeinanderfolgenden 
Kalendervierteljahren geringer war als in dem ent- 
sprechenden Zeitraum des Jahres 1957.** 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (Viertes Anderungsgesetz 
zum AVAVG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung in der Fassung vom 3. April 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt geändert durch 
das Dritte Änderungsgesetz zum AVAVG vom 
28. Oktober 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 833), wird 
wie folgt ergänzt: 

1. In § 164 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die Erhebung des Beitrages 
nach Maßgabe der Finanzlage der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung zeitweise ganz oder zum Teil auszu- 
setzen." 


2. In § 209 Abs. 1 werden nach der Zahl „164" die 
Worte „Abs. 2 Nr. 3" gestrichen. 

A r t i k e 1 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 
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